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I. Arbeitsgericht Urteil vom 21. Marz 2023
Berlin -17 Ca 11932/22 -

[l. Landesarbeitsgericht Urteil vom 12. Januar 2024
Berlin-Brandenburg - 3 Sa462/23 -

Entscheidungsstichworte:
Nachvertragliches Wettbewerbsverbot - Karenzentschadigung

Leitsatz:

Leistungen aus einem Programm zur Gewahrung virtueller Aktienoptions-
rechte sind in die Berechnung der Karenzentschadigung nach § 74 Abs. 2,
§ 74b Abs. 2 HGB einzubeziehen, soweit die virtuellen Optionsrechte noch
im laufenden Arbeitsverhaltnis ausgeubt werden.

Hinweis des Senats:
Fuhrende Entscheidung zu einer teilweisen Parallelsache



BUNDESARBEITSGERICHT

8 AZR 63/24

3 Sa 462/23
Landesarbeitsgericht
Berlin-Brandenburg

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
27. Marz 2025

URTEIL

Wirth, Urkundsbeamtin
der Geschaftsstelle

In Sachen

Klager, Berufungsbeklagter, Berufungsklager, Revisionsklager und

Revisionsbeklagter,

PP.

Beklagte, Berufungsklagerin, Berufungsbeklagte, Revisionsbeklagte und

Revisionsklagerin,

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mindlichen
Verhandlung vom 27. Marz 2025 durch den Vorsitzenden Richter am Bundes-
arbeitsgericht Prof. Dr. Spinner, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Berger,
den Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Pulz sowie den ehrenamtlichen Richter

Avenarius und die ehrenamtliche Richterin Forster fir Recht erkannt:
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Die Revisionen des Klagers und der Beklagten gegen das
Urteil des Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg vom
12. Januar 2024 - 3 Sa 462/23 - werden zurtckgewiesen.

Von den Kosten des Revisionsverfahrens haben der Klager
37 % und die Beklagte 63 % zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Uber die Hohe der dem Klager fur die Dauer eines

nachvertraglichen Wettbewerbsverbots zustehenden Karenzentschadigung.

Die Parteien begriundeten mit einem in deutscher und englischer Spra-
che abgefassten Arbeitsvertrag vom 3. Juli 2019 zum 1. Oktober 2019 ein Ar-
beitsverhaltnis. Der Klager erhielt als Executive Director of Finance ein festes
Bruttojahresentgelt iHv. 100.000,00 Euro, fallig jeweils zu 1/12 zum Ende des
Kalendermonats. Die Beklagte betreibt eine Internetplattform, Gber die Ferien-
unterklinfte vermittelt werden. |hre Muttergesellschaft, die frihere L SE, firmiert

heute als H SE und ist seit September 2021 bdrsennotiert.

In § 11 des Arbeitsvertrags vereinbarten die Parteien ein nachvertragli-
ches Wettbewerbsverbot fur die Dauer von zwolf Monaten. Nach § 11 Abs. 6
Buchst. a des Arbeitsvertrags erhalt der Klager von der Beklagten ,fur jedes Jahr
des nachvertraglichen Verbots die Halfte der von dem Arbeitnehmer zuletzt be-
zogenen vertragsgemaRen Leistungen®. Im Ubrigen gelten nach § 11 Abs. 6
Buchst. h des Arbeitsvertrags die einschlagigen Vorschriften des Handelsgesetz-

buchs.

Die Beklagte implementierte mit dem ,Virtual Option Plan 2016 of h* (im
Folgenden Option Plan 2016) ein Programm mit virtuellen Aktienoptionen, an
dem der Klager teilnahm. Dieses verschafft den teilnehmenden Arbeithehmern

grundsatzlich kein Recht auf den Erhalt von Aktien, sondern einen vertraglichen
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Anspruch gegen die Beklagte auf Zahlung eines bestimmten Geldbetrags, sofern
die Voraussetzungen flr die Ausubung der Optionsrechte erflllt sind. Insbeson-
dere muss vor der Auslbung eine sog. ,Vesting Period“ abgelaufen sein, in der
Optionsrechte Uber einen Zeitraum von vier Jahren schrittweise ,gevestet® (er-
dient) werden. Eine Austbung der Optionsrechte ist nach dem Ablauf der Vesting
Period erst bei Eintritt eines sog. ,Exercise Event® in Form eines Share Deals,
Asset Deals oder eines Borsengangs moglich. Bei der Beendigung des Arbeits-
verhaltnisses kdnnen Optionsrechte abhangig davon verfallen, ob diese bereits
gevestet sind und aus welchem Grund das Arbeitsverhaltnis endet. Nach Nr. 15.2
des Option Plan 2016 stellen die virtuellen Optionen keine Gegenleistung fur die

vom jeweiligen Optionsinhaber in der Vergangenheit erbrachten Leistungen dar.

Die Beklagte teilte dem Klager zwischen Juni 2020 und Juli/August 2021
mit drei sog. ,Allotment Letter” virtuelle Optionsrechte zu. Im September 2021
war die Beklagte an einer ,Transaktion“ im Zusammenhang mit der fruheren
L SE (heute: H SE) beteiligt. In Vorbereitung dieser Transaktion tbersandte die
Beklagte dem Klager ein Schreiben vom 16. August 2021, dem als Anlage ein
~ochedule A“ beigefugt war. Die Beklagte definierte das ,Closing® der Transak-
tion als Exercise Event und bot dem Klager die Austibung von virtuellen Optionen
zu den im Schedule A genannten Voraussetzungen an. Der Klager nahm das
Angebot an. Nach Nr. 2 des Schedule A ist der Optionsinhaber berechtigt, alle
virtuellen Optionen auszulben, die nach den Optionsplanen 2015/2016 im Zeit-
punkt des Closing erdient und nicht verfallen sind (,vested and not expired®). In
Nr. 5 des Schedule A ist geregelt, dass die Verpflichtung aus dem Mitarbeiterbe-
teiligungsprogramm zu 50 % durch eine Barzahlung der Beklagten und zu 50 %
- trotz der grundsatzlichen Konzeption als virtuelle Beteiligung - durch Ubertra-
gung von Aktien der Muttergesellschaft erfullt wird. Nr. 6 des Schedule A enthalt
Regelungen zum Vesting und zur Auslibung von Optionsrechten, die zum Zeit-

punkt des Exercise Event noch nicht erdient waren.

Die Beklagte erteilte dem Klager fur den Monat Oktober 2021 eine
Entgeltabrechnung, in der bezogen auf ,Virtual Shares” ein Bruttobetrag iHv.

161.394,79 Euro ausgewiesen ist.
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Am 18. Januar 2022 vereinbarten die Parteien einen Aufhebungsvertrag.
Danach endete das zwischen ihnen bestehende Arbeitsverhaltnis mit Ablauf des
30. Juni 2022 und das Wettbewerbsverbot wurde auf die Dauer von sechs Mo-
naten fur die Zeit bis zum 31. Dezember 2022 beschrankt. Der Aufhebungsver-
trag regelt daruber hinaus die Voraussetzungen, unter denen virtuelle Options-
rechte auch nach der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses noch ausgetbt wer-

den kdbnnen.

Nach Ende des Arbeitsverhaltnisses zahlte die Beklagte dem Klager fur
die Zeit von Juli bis Oktober 2022 monatlich eine Karenzentschadigung iHv.
4.166,66 Euro brutto. Mit einer als ,Settlement Agreement” bezeichneten Anlage
zu einem Schreiben vom 15. August 2022 teile die Beklagte mit, dass der Klager
in Austbung von Optionsrechten Anspruch auf einen ,Payment Claim“ von
96.230,00 Euro zu 10,00 Euro je Aktie entsprechend 9.623 Aktien habe. Die Be-
klagte erstellte flr den Klager eine Entgeltabrechnung flr Oktober 2022, die fur
,Virtual Shares” einen Bruttobetrag iHv. 17.706,32 Euro enthielt.

Der Klager hat die Auffassung vertreten, ihm stehe eine héhere Karenz-
entschadigung als 4.166,66 Euro brutto monatlich zu. In die Berechnung seien
neben der Festvergutung von jahrlich 100.000,00 Euro brutto auch die Einnah-
men aus virtuellen Aktienoptionen einzubeziehen. Der Wert der im Oktober 2021
und Oktober 2022 aus virtuellen Anteilen bezogenen Leistungen betrage insge-
samt 257.624,79 Euro. Da es sich hierbei um wechselnde Bezlge iSd. § 74b
Abs. 2 HGB handele, seien diese mit dem Durchschnitt berechnet auf einen Zeit-
raum von 33 Monaten entsprechend der Dauer des Arbeitsverhaltnisses vom
1. Oktober 2019 bis zum 30. Juni 2022 zu bertcksichtigen. Daher ergebe sich
eine zuletzt bezogene monatliche Vergutung von 16.140,14 Euro (Fixgehalt von
8.333,33 Euro zzgl. virtuelle Optionen 7.806,81 Euro) und demnach eine monat-

lich zu zahlende Karenzentschadigung iHv. 8.070,07 Euro.

Der Klager hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 15.613,64 Euro brutto
zzgl. Zinsen iHv. funf Prozentpunkten Gber dem Basiszins-
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satz auf je 3.903,41 Euro seit dem 1. August 2022, 1. Sep-
tember 2022, 1. Oktober 2022 und 1. November 2022 zu
zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat die Auffas-
sung vertreten, der Klager habe keinen Anspruch auf eine héhere als die bereits
gezahlte Karenzentschadigung. Leistungen aus einem Programm zu virtuellen
Aktienoptionen seien bei der Berechnung der Karenzentschadigung nicht zu be-
rucksichtigen. Es handele sich nicht um vertragsmafige Leistungen iSv. § 74b
Abs. 2 HGB. In Bezug auf den Option Plan 2016 gelte das insbesondere, weil
dieses Programm seit dem ,Exercise Event* am 21. September 2021 beendet
sei. Wirden die virtuellen Optionen bei der Berechnung der Karenzentschadi-
gung berucksichtigt, fuhrte dies zu dem Ergebnis, dass der Arbeitgeber haufig
besser stunde, wenn er schlicht auf das nachvertragliche Wettbewerbsverbot
verzichte, den Arbeitnehmer kiindige und ihn freistelle. Einer Bericksichtigung
der im laufenden Arbeitsverhaltnis ausgetbten Optionsrechte stehe entgegen,
dass die daraus resultierenden ,Payment Claims® auf die L SE (heute: H SE) als
Muttergesellschaft der Beklagten im Wege der befreienden Schuldibernahme
ubertragen worden seien. Die nach der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses
ausgeubten virtuellen Optionen seien keine Gegenleistung fur die Tatigkeit des
Klagers wahrend des Arbeitsverhaltnisses, sondern eine Leistung anlasslich der

Beendigung des Arbeitsverhaltnisses.

Das Arbeitsgericht hat der Klage iHv. 9.781,52 Euro nebst Zinsen statt-
gegeben und sie im Ubrigen abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat die Be-
rufungen der Beklagten und des Klagers zuruckgewiesen. Mit der Revision ver-
langt der Klager weitere 5.832,12 Euro Karenzentschadigung nebst Zinsen. Die
Beklagte begehrt die Zurickweisung der Revision des Klagers und erstrebt mit
ihrer Revision die vollstandige Abweisung der Klage. Der Klager begehrt, die Re-

vision der Beklagten zurtiickzuweisen.
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Entscheidungsgriinde

Die zulassigen Revisionen des Klagers und der Beklagten sind unbe-
grindet. Das Landesarbeitsgericht hat zutreffend erkannt, dass die Leistungen
der Beklagten an den Klager aus dem Option Plan 2016 nach § 74 Abs. 2, § 74b
Abs. 2 HGB in die Berechnung der Karenzentschadigung einzubeziehen sind,
soweit die virtuellen Aktienoptionsrechte im noch laufenden Arbeitsverhaltnis

ausgeubt worden sind.

l. Das Landesarbeitsgericht hat zutreffend erkannt, dass der Klager einen
Anspruch auf eine weitere Karenzentschadigung iHv. 9.781,52 Euro brutto nebst
Zinsen hat. Die Leistung der Beklagten iHv. 161.394,79 Euro, die der Klager in
Auslbung von virtuellen Aktienoptionsrechten im Oktober 2021 erlangt hat, ist

bei der Berechnung der Karenzentschadigung zu berlcksichtigen.

1. Der Klager hat aus § 11 des Arbeitsvertrags iVm. § 110 GewO, §§ 74 ff.
HGB dem Grunde nach einen Anspruch auf Zahlung einer Karenzentschadigung
erlangt. Die Parteien haben in § 11 des Arbeitsvertrags ein nachvertragliches
Wettbewerbsverbot sowie die Zahlung einer Karenzentschadigung vereinbart.
Diese Vereinbarung haben die Parteien in § 7 des Aufhebungsvertrags vom
18. Januar 2022 grundsatzlich aufrechterhalten und lediglich die Dauer des Wett-
bewerbsverbots auf sechs Monate verkirzt. Der Klager hat sich im Karenzzeit-
raum auch an das Wettbewerbsverbot gehalten und kann deshalb als Gegenleis-

tung die versprochene Karenzentschadigung beanspruchen.

2. In die Berechnung der Hohe der Karenzentschadigung ist nach § 74
Abs. 2 HGB als zuletzt bezogene vertragsmaRige Leistungen neben der jahrli-
chen Festvergutung iHv. 100.000,00 Euro auch die im Oktober 2021 bezogene
Leistung aus dem Option Plan 2016 iHv. 161.394,79 Euro als wechselnde Be-
zuge iSv. § 74b Abs. 2 HGB einzubeziehen.
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a) Die Auslegung der zwischen den Parteien getroffenen Regelungen uber
ein Wettbewerbsverbot in § 11 des Arbeitsvertrags ergibt, dass die Hohe der Ka-
renzentschadigung nach § 74 Abs. 2, § 74b Abs. 2 HGB zu berechnen ist.

aa) Bei den in § 11 des Arbeitsvertrags erkennbar vorformulierten Vereinba-
rungen handelt es sich entweder um Allgemeine Geschaftsbedingungen iSv.
§ 305 Abs. 1 Satz 1 und 2 BGB oder jedenfalls um vorformulierte Vertragsbedin-
gungen iSv. § 310 Abs. 3 Nr. 2 BGB. Als solche sind sie nach ihrem objektiven
Inhalt und typischen Sinn einheitlich so auszulegen, wie sie von verstandigen und
redlichen Vertragspartnern unter Abwagung der Interessen der normalerweise
beteiligten Verkehrskreise verstanden werden, wobei die Verstandnismaoglichkei-
ten des durchschnittlichen Vertragspartners zugrunde zu legen sind (vgl. BAG
25. August 2022 - 8 AZR 453/21 - Rn. 22 mwN, BAGE 178, 362).

bb) Die Auslegung von § 11 des Arbeitsvertrags nach diesen Grundsatzen
ergibt, dass dem Klager bei Einhaltung des Wettbewerbsverbots eine Karenzent-
schadigung in der in § 74 Abs. 2, § 74b Abs. 2 HGB bestimmten Mindesthohe
zuflieRen soll. Nach § 11 Abs. 6 Buchst. a des Arbeitsvertrags erhalt der Klager
von der Beklagten ,fur jedes Jahr des nachvertraglichen Verbots die Halfte der
von dem Arbeithehmer zuletzt bezogenen vertragsgemafien Leistungen®. Damit
orientiert sich § 11 Abs. 6 Buchst. a des Arbeitsvertrags hinsichtlich der Hohe der
versprochenen Entschadigung ersichtlich am Wortlaut von § 74 Abs. 2 HGB.
Nach § 11 Abs. 6 Buchst. h des Arbeitsvertrags gelten im Ubrigen die einschla-
gigen Vorschriften des Handelsgesetzbuchs. Vor diesem Hintergrund konnte ein
verstandiger und redlicher Erklarungsempfanger die vertraglichen Vereinbarun-
gen uUber das nachvertragliche Wettbewerbsverbot nur so verstehen, dass ihm
bei Einhaltung des Verbots eine Karenzentschadigung in derin § 74 Abs. 2 HGB
bestimmten Mindesthdhe zuflieRen soll, bei deren Berechnung die Regelung des
§ 74b Abs. 2 HGB anzuwenden ist (vgl. BAG 25. August 2022 - 8 AZR 453/21 -
Rn. 23 mwN, BAGE 178, 362).

b) Bei der im Oktober 2021 abgerechneten Leistung aus einem Programm

zu virtuellen Aktienoptionen iHv. 161.394,79 Euro handelt es sich um zuletzt vom
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Klager bezogene vertragsmalige Leistungen iSv. § 74 Abs. 2 HGB. Als vertrags-
mafig iSv. § 74 Abs. 2 HGB ist eine Leistung anzusehen, die auf dem Austausch-
charakter des Arbeitsvertrags beruht und als Vergltung fir die geleistete Arbeit
erbracht wird. Ausgangspunkt fur die Bestimmung der ,zuletzt bezogenen ver-
tragsmafigen Leistungen® iSd. § 74 Abs. 2 HGB ist demnach alles, was der Ar-
beitnehmer von seinem Arbeitgeber in der fraglichen Zeit als Gegenleistung fur
seine Arbeitsleistung erhalten hat (st. Rspr., BAG 25. August 2022 - 8 AZR
453/21 - Rn. 26, BAGE 178, 362; 22. Oktober 2008 - 10 AZR 360/08 - Rn. 17 f.;
21. Juli 1981 - 3 AZR 666/78 - zu Il 3 der Griinde; 16. November 1973 - 3 AZR
61/73 - zu | 3 a der Griinde, BAGE 25, 385). Auch Jahresvergutungen, Gratifika-
tionen, zusatzliche Urlaubsgelder, Tantiemen und ahnliche Sonderzuwendungen
zahlen hierzu, selbst wenn sie der Arbeitgeber unter Ausschluss eines Rechts-
anspruchs als freiwillige Leistung gewahrt (BAG 22. Oktober 2008 - 10 AZR
360/08 - Rn. 17; 9. Januar 1990 - 3 AZR 110/88 - BAGE 64, 1; 13. Dezember
1983 - 3 AZR 300/82 - zu 2 a der Griinde).

aa) Das Mitarbeiterbeteiligungsprogramm dient allerdings - wie in Nr. 1 des
Option Plan 2016 betont - zunachst dem Zweck, den Mitarbeiter an das Unter-
nehmen zu binden. Ein zukunftsgerichteter Zweck wird durch das Vesting bzw.
die Wartezeit bis zur Austbbarkeit der Optionen und die Verfallklauseln bei Be-
endigung des Arbeitsverhaltnisses deutlich. Die Zuteilung der noch nicht geves-
teten Optionen soll den Mitarbeiter danach zu kunftiger Betriebszugehdrigkeit in
einem aktiven Arbeitsverhaltnis anhalten (vgl. BAG 19. Mérz 2025 - 10 AZR
67/24 - Rn. 37).

bb) Die Leistung der Beklagten an den Klager im Oktober 2021 infolge der
Ausubung von virtuellen Aktienoptionsrechten im laufenden Arbeitsverhaltnis
stellt jedoch auch eine Gegenleistung fur die Arbeitsleistung des Klagers dar.
Jedenfalls deswegen ist sie als vertragsmaRige Leistung nach § 74 Abs. 2 HGB
anzusehen. Dem steht nicht entgegen, dass die virtuellen Optionsrechte nach
Nr. 15.2 des Option Plan 2016 keine Gegenleistung fur die vom jeweiligen Opti-
onsinhaber in der Vergangenheit erbrachten Leistungen darstellen sollen. Das

ergibt die Auslegung der Bestimmungen. Bei dem Option Plan 2016 handelt es
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sich um fur eine Vielzahl von Vertragen vorformulierte einseitig gestellte Vertrags-
bedingungen Uber virtuelle Mitarbeiter-Aktienoptionen und somit um Allgemeine
Geschaftsbedingungen iSv. § 305 Abs. 1 Satz 1 BGB, die nach den hierfir gel-
tenden Mal3staben auszulegen sind.

(1) Der Vergutungscharakter folgt zunachst aus Nr. 3.3 des Option Plan
2016. Danach wird die Vesting-Periode flr Zeiten ausgesetzt, in denen das Ar-
beitsverhaltnis ohne Vergitung ruht wie etwa Berufsunfahigkeit, Elternzeit, unbe-
zahltes Sabbatical, Arbeitsunfahigkeit ohne Entgeltfortzahlung oder unbezahlter
Urlaub. Die virtuellen Optionen werden danach grundsatzlich nur in den Zeiten
des Arbeitsverhaltnisses ,erdient’, in denen der Mitarbeiter auch einen Entgelt-
anspruch hat. Dieser setzt nach dem Grundsatz ,kein Lohn ohne Arbeit* (vgl.
dazu zB BAG 1. Mérz 2022 - 9 AZR 260/21 - Rn. 25) - abgesehen von gesetzlich
oder (tarif-)vertraglich geregelten Ausnahmen - die Erbringung von Arbeitsleis-
tung voraus. Das Vesting knupft damit an den Austausch von Arbeitsleistung und

Vergltung gemal} § 611a BGB an.

(2) Wie in der Regelung in Nr. 1 des Option Plan 2016 ausgeftihrt, soll das
Beteiligungsprogramm den Mitarbeitern die Moglichkeit geben, an der Steigerung
des Unternehmenswerts teilzuhaben. So hangt die Werthaltigkeit der ausubba-
ren virtuellen Optionen im Fall eines ,Exercise Event”iSd. Option Plan 2016 vom
erzielten Exit-Erl6s ab. Auch wenn neben dem Verbleib im aktiven Arbeitsverhalt-
nis keine bestimmte Gegenleistung des Mitarbeiters erforderlich ist, um im Fall
eines Ausubungsereignisses an der Wertsteigerung der Unternehmensgruppe zu
partizipieren, wird ein Anreiz geschaffen, durch gute Arbeitsleistung zum erfolg-
reichen Marktauftritt beizutragen und sich fir das Unternehmen nachhaltig ein-
zusetzen (vgl. BAG 19. Mérz 2025 - 10 AZR 67/24 - Rn. 40 mwN). Auch andere
Leistungen, die an den Unternehmenserfolg geknupft sind (wie zB Tantiemen,
Gewinnbeteiligungen), auf den der Arbeitnehmer haufig keinen unmittelbaren
Einfluss hat, werden regelmalig als zusatzliche Vergutung fur die Arbeitsleistung
des Arbeitnehmers gezahlt (vgl. BAG 15. November 2023 - 10 AZR 288/22 -
Rn. 64; 13. Mai 2015 - 10 AZR 266/14 - Rn. 13; 7. Juni 2011 - 1 AZR 807/09 -
Rn. 41; 12. April 2011 - 1 AZR 412/09 - Rn. 25, BAGE 137, 300).
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(3) Dem steht nicht entgegen, dass die virtuellen Optionen nicht im Arbeits-
vertrag vereinbart wurden. Die Gewahrung von Aktienoptionen ist unabhangig
davon, ob das Bezugsrecht im Anstellungsvertrag oder spater vereinbart wird,
regelmalig als Bestandteil der arbeitsvertraglichen Vergutungsregelung zu qua-
lifizieren (vgl. BAG 28. Mai 2008 - 10 AZR 351/07 - Rn. 30, BAGE 127, 1;
ErfK/Preis 25. Aufl. BGB § 611a Rn. 541; Pulz Personalbindung durch aktien-
kursorientierte Vergiitung S. 38 ff.; Seidensticker Mitarbeiteraktienoptionspro-
gramme: Einflihrung in das Arbeitsverhéltnis und Behandlung in der Unterneh-
mensumstrukturierung S. 59, Temming FS Preis 2021 S. 1313, 1329 ff.). Dies gilt
auch fUr das vorliegende Mitarbeiterbeteiligungsprogramm. Es unterscheidet sich
von einem echten Aktienoptionsprogramm zwar dadurch, dass grundsatzlich
keine Beteiligung am Unternehmen durch die Einraumung von Aktienbezugs-
rechten erworben wird. Nach Ablauf des Vesting-Zeitraums halt der Arbeitneh-
mer aber ausubbare virtuelle Optionen, die im Fall eines Auslibungsereignisses
einen schuldrechtlichen Anspruch auf eine Beteiligung an der Wertsteigerung

des Unternehmens verkorpern.

C) Einer Einbeziehung der Leistung aus dem Option Plan 2016 der Beklag-
ten im laufenden Arbeitsverhaltnis in die Berechnung der Karenzentschadigung
nach § 74 Abs. 2, § 74b Abs. 2 HGB steht nicht entgegen, dass der Option Plan
2016 nach Auffassung der Beklagten bereits beendet war, bevor das Arbeitsver-
haltnis zwischen den Parteien geendet hatte. Das hat das Landesarbeitsgericht

zutreffend erkannt.

aa) Fur die Berechnung der Karenzentschadigung ist es ohne Bedeutung,
mit welchen Zahlungen der Arbeitnehmer in Zukunft sicher hatte rechnen kon-
nen. Wie sich der Verdienst weiterentwickelt hatte, ist nicht maligeblich; es
kommt allein darauf an, wie hoch der Verdienst bei Beendigung des Arbeitsver-
haltnisses war (BAG 22. Oktober 2008 - 10 AZR 360/08 - Rn. 18; 16. November
1973 - 3AZR 61/73 - zu | 3 a der Griinde, BAGE 25, 385). Bereits aus diesem
Grund kommt es nicht darauf an, ob der Klager im Fall einer Fortsetzung des
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Arbeitsverhaltnisses weiter an Programmen zu virtuellen Aktienoptionen teilge-
nommen hatte (aA LAG Berlin-Brandenburg 2. Dezember 2020 - 15 Sa 964/20 -
zu 2.1. der Griinde).

bb) FUr dieses Verstandnis streitet auch der Zweck der Karenzentschadi-
gung. Diese soll dem Arbeitnehmer den Lebensstandard sichern, den er sich auf-
grund seiner vorausgegangenen Tatigkeit erarbeitet hat (vgl. BAG 25. August
2022 - 8 AZR 453/21 - Rn. 40 mwN, BAGE 178, 362). Der Lebensstandard, der
mit dem Anspruch auf eine Karenzentschadigung wahrend des Wettbewerbsver-
bots gesichert werden soll, wird durch Erlose aus einer Mitarbeiterbeteiligung
auch dann gepragt, wenn dieses Programm in dem Zeitraum des § 74b Abs. 2

HGB vor dem Ausscheiden des Arbeitnehmers aus dem Arbeitsverhaltnis endet.

d) Der Annahme, dass die Leistung aus dem Option Plan 2016 vom Oktober
2021 zu den zuletzt bezogenen vertragsmaligen Leistungen iSv. § 74 Abs. 2
HGB gehort, steht ebenfalls nicht entgegen, dass die L SE (heute: H SE) als bor-
sennotierte Muttergesellschaft die Verpflichtung zur Ubertragung von Aktien von
der Beklagten mit schuldbefreiender Wirkung tibernommen hat. Zwar flieRen Ak-
tienerwerbsrechte regelmalflig nicht in die Bemessung der Karenzentschadigung
ein, wenn der Arbeithehmer eine Vereinbarung Uber die Gewahrung von (be-
schrankten) Aktienerwerbsrechten nicht mit seinem Vertragsarbeitgeber, son-
dern mit der Obergesellschaft einer Unternehmensgruppe bzw. eines Konzerns
abschliel3t, der bzw. dem sein Vertragsarbeitgeber angehort (BAG 25. August
2022 - 8 AZR 453/21 - Rn. 36, BAGE 178, 362). Darauf kommt es jedoch hier
nicht an. Vielmehr ist die Beklagte hier eine eigene vertragliche Verpflichtung in
dem Option Plan 2016 eingegangen, dem Klager virtuelle Aktienoptionsrechte
einzuraumen und erdiente Optionsrechte bei Eintritt eines ,Exercise Event® aus-
zuzahlen. Geht jedoch der Vertragsarbeitgeber mit der Mitarbeiterbeteiligung
eine eigene vertragliche Verpflichtung ein, zahlt die Ubertragung der Aktien zu
den zuletzt bezogenen vertragsmaligen Leistungen iSv. § 74 Abs. 2 HGB (vgl.
BAG 25. August 2022 - 8 AZR 453/21 - Rn. 27, 37, 53, aaO; LAG Baden-Wiirt-
temberg 14. Januar 2009 - 2 Sa 17/08 - zu Il 2 der Griinde). Daran andert sich

nichts, wenn die Erfiillung der Pflicht zur Ubertragung von Aktien spater mit fiir
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die Arbeitgeberin befreiender Wirkung von der Muttergesellschaft der Arbeitge-

berin tUbernommen wird.

e) Die Beklagte kann sich nicht mit Erfolg darauf berufen, dass sie bei Ein-
beziehung der Leistungen aus Programmen zu virtuellen Aktienoptionen in die
Berechnung der Karenzentschadigung besser gestanden hatte, wenn sie den
Klager unter Verzicht auf das Wettbewerbsverbot nach § 75a HGB geklndigt und
von der Erbringung der Arbeitsleistung freigestellt hatte (vgl. BAG 12. Februar
2025 - 5 AZR 127/24 - Rn. 19). Darauf kommt es nicht an. Es steht dem Arbeit-
geber frei, von der Moglichkeit eines Verzichts auf das Wettbewerbsverbot nach
§ 75a HGB Gebrauch zu machen. Rickschlusse auf die Berechnung der Karenz-

entschadigung lassen sich daraus nicht ziehen.

3. Nach § 74b Abs. 2 Satz 1 HGB sind wechselnde Bezlge bei der Berech-
nung der Karenzentschadigung nach dem Durchschnitt der letzten drei Jahre in
Ansatz zu bringen. ,Wechselnde Bezlge“ sind alle Einkommensarten, die ,von
standig wechselnden aulieren Umstanden abhangen® (BAG 22. Oktober 2008
- 10 AZR 360/08 - Rn. 29). Dazu gehdéren auch wechselnde Bezlge aus Aktien-
optionsprogrammen. Hat die fur die Bezlge bei der Beendigung des Dienstver-
haltnisses malRgebende Vertragsbestimmung noch nicht drei Jahre bestanden,
so erfolgt der Ansatz nach dem Durchschnitt des Zeitraums, fur den die Bestim-
mung in Kraft war (§ 74b Abs. 2 Satz 2 HGB). Hier haben die Vertragsbestim-
mungen im Zusammenhang mit dem Option Plan 2016 wahrend der gesamten
Dauer des Arbeitsverhaltnisses und damit fur 33 Monate bestanden. Mal3geblich
ist somit - wovon das Landesarbeitsgericht zutreffend ausgegangen ist - der
Durchschnitt der im Oktober 2021 bezogenen Leistung aus dem Option Plan
2016 iHv. 161.394,79 Euro in dem 33 Monate andauernden Arbeitsverhaltnis.
Dieser entspricht jahrlich 58.689,01 Euro und monatlich 4.890,75 Euro.

4, Der Anspruch auf Verzugszinsen folgt aus § 286 Abs. 2 Nr. 1, § 288 BGB
und beginnt mit dem Tag nach dem Eintritt der Falligkeit, § 187 Abs. 1 BGB.
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Il. Das Landesarbeitsgericht hat ebenfalls zutreffend erkannt, dass in die
Berechnung der Karenzentschadigung neben der Festverglitung und der Leis-
tung aufgrund von Aktienoptionen iHv. 161.394,97 Euro brutto im Oktober 2021
nicht zusatzlich die im Oktober 2022 bezogene Leistung aus virtuellen Aktienop-

tionen einzubeziehen ist.

1. Fir die Hohe der Karenzentschadigung ist entscheidend, welche Leis-
tungen in Ausubung virtueller Optionsrechte wahrend des laufenden Arbeitsver-
haltnisses im Zeitraum nach § 74b Abs. 2 HGB bezogen werden. Sofern die Op-
tionsrechte bis zur Beendigung des Arbeitsverhaltnisses nicht ausgelbt werden,
liegt keine zuletzt bezogene Leistung nach § 74 Abs. 2 HGB vor. Es genugt nicht,
wenn die Optionsrechte zwar im laufenden Arbeitsverhaltnis gevestet, jedoch
erst nach der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses ausgelbt werden (vgl. Naber/
Seeger GWR 2016, 117, 118 f.; Broer Die arbeitsrechtliche Behandlung von
Aktienoptionen als Verglitungsbestandteil S. 290; aA Bauer/Diller Wettbewerbs-
verbote 9. Aufl. Rn. 396; BeckOGK/Ittmann Stand 1. Januar 2025 HGB § 74b
Rn. 12.1).

a) Dies folgt aus dem Zweck der Karenzentschadigung, den Lebensstan-
dard zu sichern, den sich ein Arbeitnehmer aufgrund seiner vorausgegangenen
Tatigkeit erarbeitet hat (vgl. BAG 25. August 2022 - 8 AZR 453/21 - Rn. 40 mwN,
BAGE 178, 362). Solange Aktienoptionen lediglich gevestet aber noch nicht aus-
geubt sind, wirken sie sich noch nicht unmittelbar auf den Lebensstandard im
Arbeitsverhaltnis aus. Typischerweise hangt von nicht vorhersehbaren Faktoren
ab, ob sich fur den Arbeitnehmer ein Gewinn realisieren wird. Die Ausubbarkeit
kann beispielsweise von einer bestimmten positiven Entwicklung des Aktienkur-
ses oder dem Eintritt eines ,Exercise Event® abhangen. Tritt eine dieser Voraus-
setzungen nicht ein, erlangt der Arbeithehmer regelmalig keinen realen Wert,
der sich auf seinen Lebensstandard auswirkt (vgl. BAG 19. Mérz 2025 - 10 AZR
67/24 - Rn. 48 f1.).

b) Gegen die Auffassung, bereits gevestete, aber bei der Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses noch nicht ausgeubte, (virtuelle) Aktienoptionsrechte seien
bei der Berechnung der Karenzentschadigung nach § 74 Abs. 2, § 74b Abs. 2

ECLI:DE:BAG:2025:270325.U.8AZR63.24.0 -14 -

33

34

35

36



-14 - 8 AZR 63/24

HGB zu berticksichtigen, spricht im Ubrigen, dass deren Wert regelmaBig allen-
falls unter Schwierigkeiten bestimmt werden konnte. Insoweit wird vertreten, de-
ren Wert sei bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zu berechnen oder zu
schatzen (vgl. Bauer/Diller Wettbewerbsverbote 9. Aufl. Rn. 396, BeckOGK/
lttmann Stand 1. Januar 2025 HGB § 74b Rn. 12.1). Zwar mag der Wert von Op-
tionsrechten, die sich an einem objektiven Aktienkurs orientieren, nach der sog.
.Black-Scholes-Formel“ anhand der Restlaufzeit der Option, der Volatilitat des
Kurses und dem risikofreien Zins finanzmathematisch berechnet werden konnen
(vgl. etwa Bauer/Krieger/Arnold Aufhebungsvertrdge 10. Aufl. E Rn. 280). Sofern
das Aktienoptionsprogramm jedoch Besonderheiten aufweist, die eine Formel
nicht abbilden kann - etwa eine fehlende Borsennotierung oder die Abhangigkeit
der Ausubbarkeit von einem nicht vorhersehbaren ,Exercise Event® - ware eine

einigermalien zuverlassige Berechnung nicht moglich.

C) Etwas anderes ergibt sich nicht aus einem Vergleich mit anderen wech-
selnden Bezlugen wie etwa gewinnabhangigen Tantiemen. Bei der Berechnung
der Karenzentschadigung ist die Gewinnbeteiligung fir die Zeiten zu bertcksich-
tigen, fur die sie gezahlt wird. Es kommt dagegen nicht darauf an, wann der An-
spruch auf Gewinnbeteiligung fallig geworden ist oder tatsachlich ausgezahit wird
(BAG 9. Januar 1990 - 3 AZR 110/88 - LS 2 und zu 2 b bb der Griinde, BAGE 64,
1; Bauer/Diller Wettbewerbsverbote 9. Aufl. Rn. 419 ff.). Gewinnabhangige Tan-
tiemen stehen jedoch regelmafig mit Ablauf des Bezugszeitraums dem Grunde
und der Hohe nach objektiv fest. Lediglich die Berechnung und Falligkeit der Tan-
tieme sind haufig hinausgeschoben. Bei Aktienoptionen bleibt dagegen, auch
wenn diese bereits gevestet sind, eine Austibung ungewiss, weil daflr regelma-

Rig weitere Bedingungen eintreten mussen.

2. Ausgehend hiervon handelt es sich bei der Leistung, die der Klager im
Oktober 2022 durch Auslibung von weiteren virtuellen Aktienoptionen erlangt hat,
nicht um zuletzt bezogene vertragsmaRige Leistungen iSv. § 74 Abs. 2 HGB. Die
nach der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zum 30. Juni 2022 durch Aus-
ubung der Optionsrechte aus dem Option Plan 2016 erlangte Leistung fallt nicht

in den flr die Berechnung der Karenzentschadigung mafRgeblichen Zeitraum der
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zuletzt bezogenen Leistungen iSv. § 74 Abs. 2, § 74b Abs. 2 HGB. Entgegen der
Auffassung des Klagers kommt es nicht entscheidend darauf an, ob die Options-
rechte des Klagers nach den Regelungen des Schedule A Nr. 6 sowie des Auf-
hebungsvertrags weiter vesten und zu einem festgelegten Zeitpunkt nach der Be-

endigung des Arbeitsverhaltnisses ausgelbt werden kdnnen.

[I. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1, § 92 Abs. 1 Satz 1 ZPO.

Spinner Berger Pulz

F. Avenarius Forster

ECLI:DE:BAG:2025:270325.U.8AZR63.24.0

39



	LS-Zettel - Abschrift
	Urteil (Zurückweisung) - pp-Fassung

